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Kiel, den 9. Märe 1949 

:..'iU ,-;> i.. :''lc,;,: 31<:' :::.Ul1g d. 8 T 3tadtve:rtrctung, Donnerstag, d.17.; .49, 
1 ~ ~ 00 TJhr, Ra ~~haus , Rat saaal. 

Q!!'§P.~!*2~~_§!~~~~ 
I 

~aK.~ ~Idnup.g, 

q~ ?9.l.!~:f~1. ~; s~~ _Mt ~~ ~~~}; ~g§~ 

1. Genebmig~ng dG-': Sitzungsni€d.erschIift vom 21.2.1949. 

, 2. PunktSystGIil tUl' Zuweisung vun Woh...'1raum. - Drs. 133 -
Stadtrc~.t 8$.1 t ori . 

• 

3. Festsetzung de s Einheitssatzes fü:r Kana1be1träge. - Drs. 137 -
Stadtrat 'i!üstcnb c~g ~ 

4. Ladenv'::l"kBoufE-zeiten~ - Drs. 151 -
St adtrat Se;hube:rt. 

5. Wahl ~ron Au tsichi~:3 Y<.l. ~':; T" i.t'E.1j . Gder:1 für die Kle1er Seefisch .. 
markt-GmbH. ~-D:rs o'. 152 -
Oberbürgcr~eis t eT.. 

6. Wahl von ~ Mitgli.ec..ern und 3 Stellvertretern fU.r den Beratungs8ue­
schuß beir:Jo J.\:::'b(.:;its amt Kli::l. - Drs. 153 -
Oberbtirg8:r:.ill8 i st6r. 

7. Neuwahl ein3S V'or Bta:ndsmtt.e1te je;;, fUr dfz:;. Sparkassenvoretand der 
Kibler Spar r

• °1..::.n1 Leihka sse. - Drs. 154 -
Oberbi.ir ge:nnei13ter. 

8. Umbes et zung von Jms achUssen. - Drs. 155 -
Oberbürgerl!!81stGT '" 

~!9~~~Qf'!2~~!~Q~~ ~§!~~~1Eei 

1. Verkauf von JeländE; hinter Gärtnerstr. 49 an Hsrmsen. - Drs. 129 -
Stadtrat Wüstenberg. 

2 .. GrundstUcksverkauf Wahlest::-. 41 an Frost. - Drs. 130 -
Stadt::oat Wüstenberg. 

3~ Grundstückstausch Schönberger Str. 75/Flüggendorfer str. 
Stadtrat Wüs~enberg. 

4 . Grundstiicksaus tausch Stadt Kiel/M~ller. - Drs. 142 -
Stlldtr'at flue tenberg , 

-Drs.l;l • 
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5? Grunds~ücks tausoh Klinke 13jVäkerdamm 6 mit Domdey. - Drs_ 144 -
Stad. i, :::a~: WUs t enb e:rg , 

6. Gn.:mdstückstausch mit der Hausverwertung J. Howe & Söhne. - Drs.14'­
St adtTat ~üstenberg. 

7. Ankauf Ho1st enstro 43 von den Andresen'schen Erben. Verkauf einer 
Teilfläche des Grundstücks Holstenstr.43 an Hans Andresen.-Drs. 146' 
Stadtrat Schatz. 

8. Grunderwerb Ho1tenauer str. 28 von Lawitzky. - Drs. 147 -
Stadtra.t Sohatz. 

9 • .Ankauf Klinl;:e 5 von den Schmidt' sehen Erben. - Drs. 148 • 
Stadtrat Sohatz .. 

10" G:runderwerb und · \'h"u:ndstückstausch für -den Neubau der Landeszentral" 
bank~ - Drs. 149 
Stadt:r-at Scha.tz. 

• 
Der Oberstadtdirektor 

./ 



Hauptaussohuß ft1:r Wohnungsfragen 
- Wohnungs amt -

Kiel, den 21. ]'ebruar 1919 

Drucksache l3~ 

Betrifft I Punktsystem für Zuweisung von Wohnraum. 

~erich3erstatte~ Stadtrat Sartori 

hntrag: Der anliegende, vom Hauptausschuß für Wohnungsfragen 
in seiner Sitzung vom 3.2.1949 beschlossene, Entwurf 
über die Neufassung des Punktsystems bei der Zuweisung ' 
von Tohnungen ·wird genehmigt. 

Die Stadtvertretung hat sm 21. hpri1 1948 das vom Hauptnusschuß 
fUr \1ohnungsfragenber,lltene 'Verfahren fUr die Zuwe~sung von i,iiohnrnum 
nach dem Punktsystem; ·d.h.; Einstufung der Bewerber nach der Dr~ng­
lichkeit, genehmigt und ferner beschlossen, deß nach einem holben 
Jahr der St~.dtvertretung Uber ' die mit dem Punktsystem gemachten 
Erfahrungen berichtet werden soll. 

Dns Punktsystem hat sich bewährt. Es ist .jedoch erfofderlich, die 
bei der pr'a~tischen Arbeit gewonnenen Erft~hrungen zu berUcksi.chti­
gen. Der Häuptausschuß fUr Wohnungsfragen hat demgemäß nach ein-

/ gehenden Beratungen in seiner Sitzung sm 3.2.1949 den anliegenden 
Entwurf vorbehaltich der Beschlußfassung durch die Stadtvertretung 

, genehmigt. 

Schatz 
Stadtrat 

.. " 



y"ors.Qhlng des -:;ohnungsf.mtes der §;tndt Kiel für .,gJJL' !~~~up..,.g . 

des bisherigen PunktsilstemS! 

Die P~iB über die i.nwendung des von der Stadtvertretung nm 21.4.48 
genehmigdlen pUnktsystems über die Verg3be von freien 7.'ohnungen hnt 
gezeigt, daß das Kieler System einer Reform bedarf. Bekanntlich wird 
die SchlUsselzahl (Punktzahl) aus den beiden Gruppen, nämlich Ord­
nungs- und Raumznhl gebildet. Die Raumznhl kennzeichnet den Zustf.\nd 
der gegenwärtigen Unterbringung eines '::ohnungsbewerbers und berück" 
sichtigt aufgrund ihrer Unterteilung die ·;70hnungsverhä.l tni,..sse der 
einzelnen Bewerber in gebührender Form. f~ders ist es jedoch mit 
der Ordnungszahl, welche die Dringlichkeit für die Zuweisung einer 
';~-ohnung nach dem Kontrollratsgesetz Nr. 18 f.rt. VIII auf3:igen so 11. 
Hier ist eine grö{3ere Jl.uflockerung erforderlich, weil, wie die Er­
fahrungen ge;zeigt hnben, nicht alle Dringlichkeitsmerkmale berück- " 
sichtitt worden sind. Nach eingehenden Vergleichen über die Verg~be 
sJEteme der übrigen -::ohnungsämter der kreisfreien Sttidte wird dD.h.er 
von Seiten des uohnungsamtes der Stadt Kiel folgende Neufassung deS 
Punktsystems vorgeschlagen: 

A. "Grundsätzliches'~ 

1) Die Vergabe von ~ohnungen erfolgt in der heihenfolge der Dring 
lichkeit aufgrund einer Einstufung der wohnberechtigten Bewerber 
nach einer Schlüsselzahl. 

2) Die ~Ohnung istde@ BeWerber mit der jeweils höc~t~n SchlUssel" 
zahl für die entsprechende ~ohneinheit zuzuweisen. 

3) Die Schlüsselzahl SEtzt sich C'.us der Ordnungsz[~hl und der Raum··l1l'~ 
znhl ~us c..mmen. Ordnungs- und RI.".umzahl sind stets durch einen sO 
gen Strich getrennt anzug ~ben (z.B. 9/3). Vor der Schlüsselzahl 
ist die in Betracht kommende -\~'ohneiIlh,;;it (GrtH3e der ';;ohnung) 
durch eine römische Znhl (z.B. l-Zimmorwohnung = I, 2-Zimmer­
wohnung = II) zu kennzeichnen und durch einen SChrägstrich zu 
trennen. Zum Beispiel: 

= 
= 

II/13 s.z:-
4) Die Ordnungszahl berücksichtigt die persönlichen Momente der 

Berechtigung des Bewerb,ers gemä.ß Kontrollratsgesetz Nr. 18, Art. 
VIII. -

5) Die R3umznhl berücksichtigt den Zustand der gegenwärtigen unte .. 
bringung des Bewerbers. 

6) Bei VE:rgabe von -:Johnungen un Personen mit gleich~ SchlüsselZtUlJ. 
ist es dem \iohnungsnmt nach Beratung mit der vergnbekOmmiSaiO~e"l 
üb er12ssen, zu beurteilen, mb der person mit der höheren Ordn 
oder mit der höheren Raumznhl der Vorrnng zu geben ist. In den 
meisten Fällen richtet sich diese Entscheidung nach der zur Ver~ 
fUgung stehenden ~ohnung (z.B. kann e in Beinbeschtidigter nicht 
4. Stockwerk untergebracht werden), auch kann , das Datum der An­
tragstellung den ,Ausschlag geben. 

7) In besonders gelagerten Fällen erfolgt eine "Vergabe au~er der 
Reihen (s.Unter-Abschnitt D). 

B. "Ordnung s zah1:§.l!," 
B ~Y..Q.~tyll; e. bzw. G 1 ei chg e s tell t.!LPi.;;;e=m~f.:::ß~K~o=n~t,:;.r.:;::o:.l=l_­

rnjfsge§etz Nf..! 18. I,rt ,_Y:IJ1. 

1) -.dedergutmachungsberechtigte Personen, die durch 
Vorlage eines durch den Kreissonderhilfs&usschuß 

Ordnungs zal!1J. 



\ ~ 

,1 OrdnungszahlJ_ 
ausge8 tel1 ·~';:n P..J t.r31.lung"'llach70.oi ses da ... t 11.n, da~ 
sie die I~ll(~rh.t:nnu.ng durch den Krej C' - ~.Jllderl-J.i lfs-
ausschuß für Sonderbeihilf~n auf ll.PJ?_Qß..r.gr,\~J;G Zeit 
ß-~ fUpA~}! . .h§ b P~U = 5 

2) Schwerbesch2.digte mit eine:r Erwerbsmlnaerung 
von 70 ·· 90/0 (früher Versehrtenstufe 111) 3 

3) Schwerbeschi:'..digte mit einer :Erwerbsminderung 
üb8r 90 % (früher Vers ehrtenstllfe IV) 5 

Körperbehinderte werden sinngemnß in die Stufen 
der Schwerbesch '::idigten Ei ngereiht . 

4) Kinder unter 14 Jahren je 1 
" über 14 lt je 2 

5) Tbc-Kranke und Personen mit langandauernden, schwer 
ansteckungsfChigen Krankheiten 

.. 
6) Bejahrte Personen von 60 - 65 Jahren 

lt "über 6 5 Jahre -
(Voraussetzung hierfür ist all erdings, daß ES sich 
um ausgebombte oder evakuierte Kieltr handel,t die 
vor ihrer Evakuierung mindestens 25 Jahre ununter­
brochen in Kiel ans~ssig waren) 

7) Schwrulgere Frauen ab 6. Monat 
8) Flüchtlinge oder busgebornbte 
0) B~rt~cksichti6ung der .artezeit für s t~ tliche Antrag-

2 

3 
5 

1 

2 

s teller fü:r eine J..n tragsdauer pro ~ahr 1 
10) Bei jUnßverheirateten Eheleuten wird das Lebensa~ter 

mit berücksichtigt. Falls der Ehemann bis 35 Jahre 
alt ist t wird in J.nsatz gebracht 2 
bei einem Lebe~lter des Ehemannes über 35 Jahre 4 
Im übrigen ]tommt die R,,:mmzahl wie in allen anderen 
Fällen zur hnwbl1dung. 

Q.:, .. ...'.:!l~~fl1~ .~41 !~~ 
g;~R-s .t~c9,!ld __ der", g,~,gf'l'fYJJ~r~t;iß!3!1 .u:r;:~ :)'~'_Q1~I}& 

1) ~ersonen ohne ~-; ohnraum. Dazu zählen :solche Personen, 
die 1.:ns l d:uch auf 1.-~ohnraum haben, sich selbst behelfs­
mnßig, aber unzureichend untergebracht haben. Eine 
solche Unterbringung ließt vor, wenn keine Koch­
st elle, keine Gemeinschaftsverpf legung, keine LUf­
tung und ke ine -:'-: interfes'tigkei t gegeben sind = 

2) Personell, die nach a;lrüfung durch das -::ohnungsamt in 
eihem die Gesundheit erheblich schiidigenden oder 
die Si ttl i.0hkei t gef' .hr,idenden ·,-:ohnraum wohnen = 

3; Personen, die in Mangelberufen tätig sind, au~er­
halb Kiels wohnen und ihre j;rbeitsstf.tte in Kiel nur 
mi t erheblichen körperlichen ;mstrengungen und großem 
Zeitverlust erreiche~önnen 

Raumz~1li!. 

9 

'7 

6 

4) F'amilien, die getrennt leben ~ weil eine gemEinsame Un­
terbringung bisher nicht möglich war und WEnn ein drin­
g 13 ndes Bedürfnis aus wirtschaftlichen Gründen vorliegt, 
die Familie Wi ed€r zusammenzufUhren = 5 

57 Sonstige Personen = 1 



Hauptaus schuß für 
Stadtplanung u.Bauwes en 

Tief bauomt 
Dr~cfc.§_~_J:l}L.ul 

Kiel,. .den 24 •. Februar 49' 

~~itf~~ Festsetzung dGS Einheitssatzes für Kanalbeiträge. 
Beri_gltt\3~st~.tiELU Stadtrat -::üstsnberg. 
l~traK: Vorbehaltlich der Genehmigung der Preisbildungsstelle wird 

der Einheitssatz für Beiträge zu den Kosten der Straßenent­
wäs serung gemäß § 8 des Ortsstatuts betreffend die I~legung 
von Stra13 en und Plätzen in der Stadt Kiel fUr die Rech­
nUl~sj ahre 1949 - 1953' auf 45,· DM je Frontmeter und einen 
Zuschlag von 33~3 % für die Kosten der Vorflutbeschaffung" 
insg esamt a lso auf 60,- DM je Ifm Front festgesetzt. 

-~~g!:~g~-

Die Kan21bei tr El.ge s lnd ein Teil der Str213enanlieger'Q..ei träge. Nach dem 
Straßen- und Baufl uchtl i niengesetz sind die straßena1iegerbeiträge 
eine Ersta ttungsforderung derart, d~ß grundsätzlich die tatsächlich 
entstandenen Kost en umgelegt werden. Für die Kanalbeiträge besteht 
in Kiel seit 1933 indes die l,usnahme, da ß Durchschnittssätze zur An­
wendung kommen, uncl zwar werden nach dem Ortsstatut "die 'Kosten der 
Stadtentwässerung derart ermittelt, dr.! ß die Baukosten eines normalen 
Straßenkanals nach den Kiel er ~': irtschaftsverhäl tnissen errechnet 
und hi c: rzu ein proz entllal€J" Zuschlag für die Kosten der Vorflutbe­
schaffung vorgenommen wird. Die Kosten für den Ifdm 1,nliegerfront und 
der Pxzentsatz des Zuschl ages werden für jeweils 5 Jahre durch Ge­
meindebeschluß f estgestellt. In dieser Höh(;; werden sie angesetzt b.ei 
den in der Geltungsperiode zur Abrechnung kommenden Straßenanlagen." 
Diese Bestimmung bezweckt den gerecht en 1.usgleich, weil die Kanäle nie1' 
nach dem Bedürfnis der einzelnen Straßen bemessen werden, sondern 
ein einheitliches n8ch den Vorflutverhältnissen abgemessenes Knnal­
n etz bilden o Bisher beliEf sich der Kanalbeitrag auf 30,- RM zuzüg­
lich 33113 % Zuschlcg f Ur Vorflutbeitrag, zusammen also auf 40,- RM 
je Frontmeter. Dieser SQtz ist seit 1933 zur J~~endung gekommen, 
wenn auch bei Fests e tzung des Betr3ges für die am 31.3.49 ablaufen­
de Geltung ~:rer i lJ de bekannt wnr, da ß nach den geltenden -,/erten der 
Betrag nicht ausrei chend war . Im Hinblick auf die unsichere Preis­
entWicklung und in ..'.nbetracht dessen, dc? ß Kanalbauten nicht zur 
i.usführung krunen, wurde seinerzeit von einer Erhöhung abgesehen. 
J etzt iDt für die komm,-:o nden 5 Rechnu!lgs j ahre 1949-1953 zu be­
schließen. 
Das Tiefbc.u.:~mt ha t unt er Zugrundel egung neuer, nach der \~hhrungsre­
form [1.bgegobener PreiS E: , die Kos t en eines Normalkanals mit .45,-DM 
j e Ifm Front ermittelt . Bei einem Zuschlng von 33~3 % fUr die Vor­
flutb eschaffung €r gibt sich ein Kanalbeitrag von 60,- DM je Front­
met er. Ob dieser Sc. tz j edoch für die nächsten 5 Jahre als zutreffend 
beze ichnet werden kann, läßt sich so kurz nach der ~ährungsreform 
noch nicht mit Be3t imlli theit s agen, da die Preisentwicklung auch heu­
t e nqch nicht zu übersehen ist. Es wird aber für nötig erachtet, den 
Normalsatz cuf 60,- DM zu erhöhen und z~ beschließen, bei den für 
die Rechnungsjahre 1949 - 1953 zur l.brechnung kommenden Strißen die­
sen Satz ::mzuwenden. 
Die Festsetzung für einen kürzeren Zeitraum wäre nur möglich, wenn 
das Ortsstatut geändert würde . In finanzi eller Hinsicht dürfte die 
Erhöhubg der Kanalb eiträge kaum von Bedeutung sein, da bei der 
großen Zahl von Bauplätzen an ausgebauten Straßen mit der 1.ufschl1e­
ßung neuer '.-;ohngebiet e und damit der Anlage neuer Straßen nicht 
zu rechnen ist. 

" Ustenberg 
Stadtra t 



Hauptausschuß f Ur . 
Ordnungsangelegerillei ten 

Ordnungsd~enst 
Kielt den 9. März. 1949 

Betrifft: Ladenverkaufszelten " 
B'e-y<i'chte"i:staJüter: Stadtrat Schubert . 
b}liu.ii~ - I~~ "-~ustimrtrt1ng zu den nachstehend aufgeführten Ladenverkaufs­

zeiten. 

, Zu I ~ 

All e Ladenges chäfte sind montags bis 
freitags von 
sonnabends ven 
offenzuhalteno 

husna...'w:len :: 

8 - 18 Uhr 
8 14 Uhr 

~ ... --~-""_ .. " ... -
veschäfte, die liebensmittel aller Art fUhren und Lebens-
mittalabtei hutgan der Warenhäuser haben bis auf we1teres 
Donr-erstag ab 14 0nr zu schließen. 
Friseure haben sonnabends von 8 - 16 Uhr 
biötheke~ ~! ft "8 ... 13 ,. 
ihre Geschäfte offenzuhaltena 

11 Q Erteilung einer Genehmigung f'ür den Hauptausschuß fUr 
O~~~ungsangeleg~r~Giten, den Schlachtern u. Roßsohlaoh­
tern bis auf weiteres jederzeit widerruflich an bestimm­
ten Tagen die SchließUL~g ihrer Geschäfte zu gestatten. 

111 .. Erteilung einer Gen ~:hmigung fUr den Haup t aus schuß für 
Ordnungsane:Glp~(mheiten 1.b änderungen der Ladenverkaut's­
zeiten aus besonderen Anläs sen, z.B. Kie1er Woche, ab 
SOD.ntagen vor Weihnachten usw. von beschränkter Dauer 
vornehmen zu dürf~~o 

".~!. '~';1md des Rund erl :.:":~s , :~ d.e:r Landesr€gl€; rung SChleswig-Holste1n 
- L~~.ü.~ ~ : '. ,., ... ~ -t, Wirtschaft u. Vc :r.kehr - IV A 2 - IV/5 - v. 8 .• 1.49 
(i.mtsbL, Schll.dw . -Holstein So 65) hat sich der HauptausschuB f'Ur 
o.rd.nungsangeleger.heiten noch Einmal eingehend mit der Frage der 
Ladenverk2.ufszei ten b t=:sch.i::iftiS t.. Die an dieser Frage interessierten 
Kreise ( Gewerks chaften, .l:!;]'!1ze.]}' ,<'''''! 0 1 '3verband, Innungen, Hausfrauen­
vereine usw.. ) sind dazu gehört wor den. Der Ausschuß i.st zu der 
UberzeugUng gelconunen, in ~;inigen Punkt en von dem in oben angefWirten 
Erlaß gegeben8n Richtlinjen abweichen zu müssen. Entgegen den Be­
stimmungen des Eahmenc 1.'l Qss€s , daß Nj chtlebensmittelgeschäfte von 
9 - 18 Uhr geö~et sein müssen , hält der Ausschuß eine Öffnung~ze1t 
dieser Geschäfte von 8 - 1.8 Uhr für erflZ' derlieh, um dem kaufenden 
Publikum die Möglichkeit zu geben? 3116 Einkäufe in einem Gang zu 
Grledigen.und weil eine einheitliche Geschäftszeit !Ur alle Ge­
schä.fte" wie sie ja bereits fr'üher bestanden ·hat, ztierstreben ist. 
Im übrigen hat sich gerade der Einzelhanclelsverband ftir eine solohe 
Regelun.!:S ausgesprochen .. Hi.ns i chtlich des freien Donnerstag Naohm. 
hat sich dar J.us6chuß ft.t:r seinen W,-:;gfall auch dann entschieden, wenn . 
an den il:::,:'igen Tagen einG Mittagszeit nicht eing.efUhr:t; wird. Gegen . 
dieee Rcg Glu.ug hat zwar die Landesregierung Schleswig-Holstein unter 
Hin~'18is auf die J.rbeitszeit ordnung v. 30.4 0 1938 (RGB1. I S.~'47) 
~e('!enken erhoben, weil durch die Festsetzung einer täglich/Vttr ... 
]rauiszeit von 8 - 18 Uhr (So~abends 8 - 14 Uhr) mehr als 48 A%­
beitsstunden firr die Verkäuf e r erreicht würden. Der Ausschuß ver­
tritt jedoch den Standpunkt , daß er nicht verpflichtet ist, den ver­
kaufsfrcdsn Donn~rstag-Nachmi ttag 1EiJlubehal ten, weil in li.bsatz ., 
des oben angeflihr't en Erlasses aus drücklich gesagt ist, daß der Do~­
ner8t8 g-l\T~ c.hmlttag zum v erkauf'sfrc:i.en Nachmittag gemacht werden ~, 
werill an den übrigen Tagen kein~ Mit t agspause eingeführt wird. R!t . 



, ' 

Der 1.uss;:;hu8 L :; t ·der Meinubg1 daß der Schutz der Angestell.t,en .-duroh 
die ges etzlj.c}J.e V crpflichtung de r Geschä ft sinhaber, die l1rbei tszei t 
ihrer l...ngc::st csllten mit der /l rbditszeitverordnung in Einklang zu brin­
gen, esewLUlrlcistet ist 0 Im übrigen ist eine gleich lange Verkaufszeit 
aller Ge s chäft e auch deshalb wünschenswert, um Ortsfremden in Kiel 
di e Mög1:tchke it zu geben, .sn allen ~Yerktagen zu einer gleichen Zeit 
Einkäufe t ätigen zu können. . 
Di e; Kämmerei. h at in ihrer Si tzU:tlg vom 8.3.49 jedoch beschlossen, den 
fr eiE.n DonY.lerstag~Nachmi'ctng für die Dauer der Lebensmittelbewirt­
schaftung f ür die Ge schäfte , die Lebensmittel führen, beizubehalten. 
Der Einzelhandelsverband h a t ' die Beibehaltung des freien n-onnwrstag­
Nachmit t ages nur mit der erheblichen Mehrbelastung, die durch das 
~:rkenkl eben entsteht, begründet. ,Diese Begründung trifft jedoch 
auf Spezial- Obst-und Gemüsegeschäfte nur beim Verkauf von auslän­
dischen Erzeugnissen zu. Die Mehrzahl der Lebensmittelgeschäfte 

. führ t tlu ch Obst und Gemüse. Die Schließung tim Donnerstag-Nachmittag 
war d3h~r, V~ eine Fülle von unzuträglichkeiten zu verneiden, auf 
alle Geschäfte 1 die Lebensmittel verka.ufen, gleich ob bewirtschaftet 
oder unbewirt Hchaftet, ausgedehnt wordena Besondere organisatorische 
Schwierj~keiten können sich bei den Lebensmittelabteilungen der 
Warenhäuser ergeben, die Q.c€r im Interesse einer einheitlichen Re-
gel'lng in Kauf genommen werden müssen. . 
D~r Wegfall dos frei on Montags im Frisaurgewerbe erscheint vertret­
bar , weil. fEr sein Beibeh<:üten infolge der veränderten wirtschaftli­
ch'eh VGrh~.l tnisse nach der Währungsreform die Voraussetzungen hier- ) 
für ( erhöhte EinsJ:liü'Ung 1ito:ri el€ktr.ischem Strom, mangelnde ErnähIU%l8 
nicht mehr gegeben sinda Mit Rücksicht auf die Bedürfnisse der üb­
rigen \~''€rktätigen vmrde sonnDbends der Ladenschluß im FliJeurgewerbe 
auf 16 {;lb.r festgesetz t • 

.?-'~:d-. lI ~ . 
Im SchJ ~chtcr .... und Roßschlachtergewerbe erscheint j etzt noch die 
BcibGh.::l tung von v(.rkaufsfr eien Tagen angebracht, doch kann mit 
F-"' Y) ' r Ände.T'ung dieSeS ß ridürfnis ses gerechIrtwerden, wenn der Ma~ 
ü.J'it. großeir'e:n Fleischzutc;ilungen beliefert wird. Um die unter I vor­
geGehene Rege1i-:lng nicht wieder ändern zu müssen, ist beabsichtigt., 
den Schlachtern und Roßs c ;Üä cht e rn ~.1!!.,~sondere, jederzeit widet 
J:l}j)J.cl.l.e !.~.l.3p'.ql..IP..eEen9J1Dl.i.ß'}lRß. zu erteilen, ihre Geschäf te vorläufig 
_noch anbosti:mmten -~,: agcn ges chlossen gal ten zu können • 

.?'1L~ I ,Ill. 
Um al l en Erford8rrdssen bei besonderen Ereignissen wie z.B. Kieler 
Woche~ cm. den Sonntagen vor Weihnachten usw. schnellstens Rechnung . 
trpgen zu ]cÖ7l, Yl oU; wird i'l1(;; S07J.dergenehmigung für - den Hauptausschuß 
für J.J..J J ; ' ~, ... j 'hg gehe.l t sn. 

Schube_ rt 
Stadtrat 
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Stadt Kiel ' 
Der Oberbürgermeister Kiel, den 9. März 1949 

" 

D;rucksaqhe 152 

B.etrif;'ll ~-;ahl von J~ufsichtsratsmi tgliedern f1lr di~ K1eler See­
fischmarkt-GmbH. 

!t~l'J.ch.te}"fi~at~.e.!.:. Oberbürgermeister Gayk • 

• Zustimmung zur Neuwahl der vorgeschlagenen hufsichts-
ratsmitglieder. 

ä~&~S9hieden~ Herr Stadtrat Adolt Nickelsen 
Kiel, Goethestraße 25 

neu; -

Herr Stadtrat Hans Schwartz ' 
Kiel-~ik," Hohenrllde 22 

CDU 

SPd 

Nach den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages der K~eler 
Seefischmnrkt-GmbH. erlischt das i.mt der J~ufs1chtsrntmi tglieder 
der Gesellschaft durch das J.ussch~iden aus' dem hmt" oder dem !~uf·· 
tragsverhältnis, das ihre Ben<;nnung begrUndet. Bei vorzeitigem 
husscheiden ist ein neues Mitglied zu benennen. 
Da zwei von 'der Stadt Kiel entsandte: Mitglieder, nämlich die 
frUheren Stadträte N1ckelsen und Schwartz durch die Neuwahlen 
im Oktober vorig.Jrs. aus der Stadtvertretung ausgeschieden sind, 
wird gebeten, fUr diese zwei neue Vertreter aus dem Kreise der 
Mitglieder der Stadtvertr<;tung zu wählen • 

.. ' ", , .; 

. 1 ' 

; G ~ Y k 
.o.öerbUrge'rme1ster 

" 



S t a d t ~ i e 1 
Der OberbUrgermeister 

Drucksache 153 

Kiel, den 9. März 1949 

~etrif.fi!. ":"."ahl von 3 Mitgliedern und 3 Stellvertretern für dml 
Beratungsausschuß beim 1.rbei tsamt Kiel. 

Berichtellstatter: Oberbürgermeister Gayk. 

hntrag; Zustimmung zur ~ahl der vorgeschlagenen Mitglieder. 

ausgeschieden: Mitglieder • 
1. Fritz Book, Re.tsherr, Kiel; Jeßstraße 22 
2. Robert Schweim, Ratsherr, Kiel, ~ thavener str.6; 
3. Dr. Heinrich Dabelstein, Referent, Kiel, L8nge~ 

.. beckstr.9 . 

Stellvertreter 
1. Otto JOhn, Ratharr, Kiel, ·.~·estring 
3. Hermann LUthje, Kaufmann, Kiel, Burtelsallee , 
4. Horst Gabriel, Referent, Kiel, ~rangelstr. 4 

Mitglieder 

1. 

2. 

Stellvertreter 

1. 

2. 

Nach der .hhweisung über die Errichtung von Beratungsausschüssen 
bei den Landesarbeitsämtern und Arbeitsämtern vom 14.4.48 be­
trägt die Amtsdauer der Mitglieder der Beratullgsnussc~üs.se bei 
den Arbeitsämtern und deren Stellvertreter ein Jahr. Die Tätig­
keit der beim Arbeitsamt Kiel berufenen Mitglieder und Stellver­
treter endet hiernach dem 31~~.49. ~;iederwahl ist zulässig. 

Gay k 
Oberbürgermeister 
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S t a d t K i e 1 
Der Oberbürgermeister 

Drucksache 154 

Kiel, den 9. März 1949 

Betrifft: Neuwahl eines Vorstandsmitgliedes fUr den Sparkassen­
Vorstand .der Kieler Spar- und Le1hkasse •. 

Berichterstatter: Oberblirgermeister Gayk 

Antrag; Zustimmung zur. Neuwahl des vorgeschlagenen Sparkassen­
vorstandsmitgliedes. 

ausgeschiedens Ratsherr Walter Breitenstein, 
Kiel, ~athausplatz 2 

CDU 

Der Sparkassen- und G1roverband flir Schleswig-Holstein t eilt 
mit Schreiben v. 16.2.1949 mit, daß von der Weitergabe des 
Antrages auf Neubildung des Sparkassen-Vorstandes der Kieler 
Spar- und Leihkaswe an die Landesregierung Sohleswig-Holstein, 
Min~ d. Innern.zUDächst abgesehen wird, weil fUr das Vorstands­
mitglied, Herrn Walter Breitenstein, ein die Mitgliedschaft 
hindernder Ausschlußgrund besteht. Gemäß § 4, Abs. 5 dUrfen 
l?ersonen, die Unternehmer, persönlich haftende GeeellsChafter, 
Aufsichtsrats-, Verwa.ltungsrats-, Vorstandsmitglieder oder 
Beamte, oder Angestellte von Unternehmungen, die gew~rbsmäßig 
Kreditgeschäfte betreiben oder vermitteln, dem Sparkass en­
vorstand nicht angehören. Wir empfehlen deshalb, einen Austausch 
des erwähnten Vorstandsmitgliedes zu veranlassen und bittGn, 
uns die näheren ' Angaben für das an die Stelle von 'Herrn Dreitenstein 
tretende Vorstandsmitglied demnächst mit zuteilen. 

Gay k 
OberbUrgermeister 



S t a d t . K i e 1 
Der OberbU:i:'gerJlleister 

Kiel, den i. März 1949 

Druoksaohe l55 

Betrifft: Neubeeetzung von Ausschüssen 

. Berichterstatter: Oberbürgermeister Gay k 

Antr%i: Zustimmung zur Wahl der vorgeschlagemen Mitglieder. 

Entnazifizierungs-HsuptausscpuB i 
i 

yertreter: 

Entnaz1f1z1erBeßs-Hauptaussohuß II 

Vertreter: 

ye,:btre.ter: 

Gay k 



Kiel, denU. Uarz 1949 

N~ohtragstagesordnung 

--------~------~-------~-

zur S1t~ der Stadtvertretung, Donnerstag, d.17.3.49, 
1500 Uhr, Rathaus, Ratsseal. 

9. Einrichtung eines iVochenmarktes in E1msohenhugen. - Drs. 150 -
Stndtrat Schubert. 

\ -

Der Oberstedtdirektor 



Hauptausschuß für 
Ordnungsangelegenheiten 

Vollzugsdienst 
Kiel, den 3. März 1949 

• 

Druc~§.2.ch.e 1.50 

Betrifft~ Einrichtung eines Wochenmarktes in Elmschenhagen. 
Berichte7Btatter: Stadtrat Schubert. 
Antrag: Zustimmung zur Einrichtung und Abhaltung eines WochEnmark­

tes in Kiel-E'hagen an 2 Tagen in der Woche. 

Mit der erhe)blich steigenden Belebung der Wochenmärkte in Kiel hat 
sich auch ein Bedürfnis auf die Einrichtung eines Wochenmarktes in 
ElmBchenhagen herausgebildet. Der Stadtteil Elmschenhagen zählt mit 
seinen angrenzenden Bezirken etwa 20.000 Einwohner. Begründet schon 
allein diese Vielz~hl von Menschen die Abh21tung eines Wochenmarktes, 
ist es besonders der dringende Wunsch der Hausfrauen dieses Stadt­
teils n~ch einer solchen Einrichtung, da ihnen andernfalls die Aus­
nutzung der Vorteile der Kieler Wochenmärkte infolge der räumlichen 
Entfernung nur unter erheblichem Zeitverlust und Aufwendung von Fahrt­
kosten möglioh ist. 
Es sOll ' deshalb ab 1.4.1949 im Stadtteil E1mschenhagen zunächst auf 
dem Bürgersteig rund um den Andreas-Hofer-P1atz an 2 Tagen in der ' 
Woche ein Wochenmarkt abgehalten werden, und zV<JO.r im Sommerhalbjahr 
von 7.30 Uhr bis' 13 Uhr und im Winterhalbj ahr von 8.30 Uhr bis 13 
Uhr. Nach ordnungsmäßiger Befestigung soll der Markt auf dem And~e­
as-Hofer-Platz selbst stattfinden. Die Zustimmung der beteiligten 
·städt. Dienststellen - Stadtgartenamt und Tiefbauverwaltung - liegt 
vor. 
In Kiel werden zur Zeit Wochenm§rkte 3bgehalten auf: 

dem Exerzierpla tz 
dem B1ücherplatz 
dem Vinetaplatz 

Mittwoch und Sonnabend, 
Montag und Donners~ag, 
Dienstag und Sonnabend. ~· 

Für den einzurichtenden Wochenma~kt in Elmschenhagen werden vorerst 
Dienstag und Freitag jeder Woche vorgesehen. Für die laufende Unter­
haltung des Wochebmarktes werden Z~schüsse nicht benötigt, da die 
Ausgaben durch die Einnahmen an Marktgebühren gedeckt werden. 
Eine gleiche Vorlage r om 31.1.1949 wurde in der Sitzung der Kämmerei 
am 21.2.1949 zurückgestellt. 

S c hub e r t 
Stadtrat 

• 
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t ad t K i e 1 
- Hauptamt -

Kiel, den 22.März 1949 

1) Eihen Auszug aus der Niederschrift über die 
nichtöffentliche Sitzung der Stadtvertretung 
am 17.3.1949 er~alten: 
von Punkt 1) bis 10) 

a) Das ürundstücksamt 
. zur Kerultnis .und weiteren Veranlassung', 

b) d:is Kämmerei verwaltung 
zur Kenntnis . 

2) z.d.A. 

-- .• 
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XI i e der s c h r i :f t 
-----------------------------

über die Sitzung der Stadtvertretung, ilonnerstag, d.17.3.49, 
athaus, Ratssaal. 

Beginnl 15.00 Uhr Ende: 16.40 Uhr 

~wesend: Oberblirgermeister G~yk, Bürgermeister Dr. Jeschke. 
Stadträ te: Hartmann, Dr. Hell, Köster, Kowalewsky, 

Lüthje., ,;3artori, Frau Dr. Portofee, 
Schatz, Schubert, JÜs tenberg. 

atsherren: Bo~k, Frau Brauer, Fis cher, Graber, 
Henningsen, Köchling, v. Köller, Frau 
Kühl , Kletscher, Kähn, Langbehn, Dr. 
Lindemuth, Lüdemann, Lütgens, N~rth, 
Müller, olte, Pfeffer, Dr. Rasmuss,Sager, 
Schmidt, Schmuck, Stade, Stech, ThEde, 
~regener, ~.~illumei t f Breitenstein. 

Es fehl en entschuldigt: Ratsherren: Frau Hinz, Frau 
Schröder, Schweim, Sievers. 

Die Verwaltung ist vertreten durch : Oberstadtdirektor 
Lehmkuhl, Stadtkämmerer Dr. Fuchs, Ober­
verwaltungsräte: Koeppen, Böttcher, Puls, 
~erwaltungsrat Borchert, tadtbaudirekt or 
Jensen,Stadtdirektor Fischer. 

1 

Die Mil. ego ist vertreten durch: Kreis Resident Officer 
Thompson. 

- orsitzender: Oberbürgermeister G ay k 
chriftführer: tadti~spektor Knuth. 

Geschäftliche MitteilRAß 

~~~f~ß~!~g~_e~_~~~_Q~~~~~· 

o b erb ü r ger m eis t ergibt bekannt, daß der stellvertr. 
Gouverneur -mitgeteilt hat, daß in London den Vorschlägen des Gouver­
neurs und des Generals Robertson über die Erhaltung der Gebäude auf . 
dem Ostufer zugestimmt worden ist. Diese Vo~schläge decken sich im 
wesentlichen mit den Vorschlägen, die von der Landesregierung im Ein­
vernehmen mit der Stadt Kiel gemacht wurden. Ein genaues Verzeichnis 
der Gebäude, die erhalten bleiben sollen, liegt noch nipht vor. Es 
soll nachgereicht werden. Oberbürgermeister dankt der lälitärregie 
für diese Entscheidung, sieht sie jedoch nur als eine ~eillösung an. 
Die Entscheidungen über die ~rhaltung der Geleise uhd der für eine 
Friedenswirtschaft erforderlichen Versorgungsanlagen sowie über die 
Kaiflächen stehen noch aus. Außerdem ist noch ~lcht entschieden über 
die4Pebäude und dQ.e Geländ61 der Germania-t!erft, der Deutschen 7!erke 
und des Arsenals. Alle Entscheidungen müssen schnellstens getroffen 
werden, um katastrophale Auswirkungen für die Kieler Friedenswirt­
schaft zu vermeiden. 
- Kenhtnis genommen -

- 2 -
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10 Genel:upigp.:gg ger ' l'T}.~derschrift üb~rQ.ie Si tzUPg der Stadtvertrety.p.g 
vom2l.2,J.94:2,:.. 
Gegen die l\Tiederschri:f:'t über die Sitzung der Stadtvertretung vom 
21.201949 sind keine Bedenken e rhoben worden. Unter Punkt 21 ist 
jedoch anstelle ,von Stadtrat Hartmann Oberhürg~rmeister als Bericht­
erstatter aufzuführen . 

2 .. Betrifft.: ~system für Zuweisung von \70hnraum. - Drs .. 133 -
Eerl. chterstatter: Stadtrat Sartori. ~ 

.' 

.Antrag: Der anliegende, vom· Hauptausschuß für Vlobnungsfragen 
in sein-er Sitzung' vom 3 .. 2-.1949 beschlossene, Entwurf 
über die Ne:U'assung des Punktsystems bei der Zu'Weisung 
von Wohnung·en wird genehmigt. ' 

Vo~~l~ des WOhnUAßsamtes der St~4~ Kiel für die Anwendung 
des bisherigen J?tmktsY..~t§~§. 

Die Pr~s über die Anwendung des von der Stadtvertretung am 21 . 4 . 48 
genehmigten Punktsystems über die Vergabe von freien ~ohnungen hat ~ 
gezeigt, daß das Kieler System einer Reform bedarf. Bekanntlich wird 
die Schlüsselzahl (Punktzahl) aus den beiden Gruppen, nämlich Ord-
nungs- und Raumzahl gebildet o Die Raumzahl kennzeichnet den Zustand 
der gegenwärtigen fnterbringung eines \!ohnungsbewer'bers und berück­
sichtigt aufgrund ihrer Unterteilung die ~ohnungsverhältnisse der 
einzelnen Bewerber in gebührender i'ormc Anders ist es jedoch mit 
der Ordnungsz.ahl , welche di~ Dringl).chkei t f ür die Zuweisung einer 
Vohnung nach dem Kontrollratsgesetz Nr ~ 18 Art. VIII aufzeigen soll. 
Hier ist eine größere Auflockerung erford~rliqh , weil, wie die Er­
faurungen gezeigt haben, nicht a~le Dringlich}[eitsmerkmale berück­
sichtigt worden sind. Nach eingehenden Vergleichen über die Vergabe­
systeme der übrigen ".Iohnungsämter der kreisfreien St ädte ~ ird daher 
von Seiten des "iollnungsamtes der Stadt Kie-l f olgende 1IJ eufassung des 

Punk~s~stems vorgeschlagen: 
-

A. "Grundsätzliches:~ 

1) Die Vergabe von V;'ohnungen erfolgt in dei' Reihenfolge der Dr_ing­
lichkeit aufgrund einer Einstuf ung der wohnberechtigten Bewerber 

-nach einer Schlüsselzahl. 
2) Die Wohnung 1st dem Bewerber mit der jeweils ~ Schlüssel­

zahl für ',die entsprechende l1öhneinheit ~uzuweisen. 
3)' ,Die Ghlüsselzahl setzt sich aus der Ordnungszahl und der Raum- .. 

zahl zusammen. Ordnungs- und Raumzahl s~nd ste~s durch einen s chra­
gen Strich getrennt anzugepen (z.B~ 9/ 3). Vor der Schlüsselzahl 
ist die in Betracht kommende . ohneinheit (Größe der ,n!obnung) 
dllrch eine römische · Zahl (z.B. l-Zimmer wohnung = ·1, 2-Zimmer­
wohnung = ,11) zu kennzeichnen und dUrch einen Schrägst~ich zu 
trennen. Zum Beispiel: 

:: II[12 
S • . z. 

4) Die Ordnungszahl berücksichtigt die persönlichen Momente \ der 
Berechtigung des , Bewerbers gemäß Kontrollratsgesetz Nr. 18, Art. 
VIII . 

5) Die Raumzahl berücksichtigt den Zustand der gegenwärtigen Unter­
bringu:ng ,des Be·vverbers. 

- 3 -
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6) Bei Vergabe, von -.. ~ohnungen an Personen mit gleicht;r . Schlüsselzal1l 
ist es dem ' .. ohnungsamt nach Beratung mit der Vergabekommis sion 
überlassen, zu beurteilen, ob der Per s on mit der höheren OrdnUl1gS­
oder mit der höheren Raumzahl der Vorrang zu geben ist. In den 
meisten l!'ällen richtet sich diese Entscheid~ach der zur Ver­
fügUng stehenden Uehnung (z. B 0 kann ein Beinbeschädigter nicht im 
40 tockwerk'untergebracht werden), auch kann das Datum der An­
tragstellung den Ausschlag geben. 

7) In besonders gelagerten Fällen erfol t eine "Ver abe außer der 
Reihe" s.Unter-Abschnitt D). 

B. "Ordnungszahlen". 

B~vorzugte, bzw. Gleichgestellt@. ge.m.~ß 
ratsgesetz Nr . 18, Art . VIII 

Kontroll-

Ordnupgszahlt 
1) ~iedergutmachungsberechtigte ersonen, die durch 

Vorlage eines durch den Kreissonderhilfsausschuß 
ausgestellten Betreuungsnachweises dartun, daß 
sie die Anerkennung durch .den Kreissonderhilfs­
ausschuß für onderbeihilfen auf unbegrenzte Zeit 
gefunden haben 

2) Schwerbeschädigte mit einer Erwerbsminderung 
von 70-9 ~ (früher Versehrtenstufe 111) 

3) Schwerbeschädigte mit einer Erwerbsminderung 
über 90 I~ (früher Versehrtenstufe IV) 
I~drperbehinderte werden sinngemäß in die Stufen 
der Schwerbesch~digten eingereiht. 

4) inder unter 14 Jahren je 
It . üb er 14 " . Jt . . 

5) Tbc.-Kranke und Personen mit langandauernden, schwer 
ansteckungsfähigen Kr ankheiten 

6) Bejahrte Personen von 60 - 65 Jahren 
It !t über 65 Jahre 

(Voraussetzung hierfür ist allerdings, daß es sich 
um ausgebombte oder evakuierte lCieler handelt, die 
vor ihrer Evakuierung- mindestens 25 J ahre ununter­
brochen in Kiel ansässig waren) 

7) ~chwange;e rauen ab 6. l onat 
8) lüchtlinge oder Ausgebombte 
9) Berücksichtigung der ~ artezeit 'für sämtliche ,Antrag­

steller für eine Antragsdauer pro Jahr 
10) Bei jungverheirateten Eheleuten wird das L~bensalter 

mi t berücks.ichtigt . ,Falls der Ehemann bis 35 Jahre 

5 

3 

5 

I 
2 

2 

I 

2 

I 

alt ist, wird in Ansatz gebracht 2 
-

bei einem Lebensalter des Ehemannes über 35 J~e 4 
Im üb r igen kommt die Raumzahl wie . in allen anderen 
Fällen zur' Anwendung. 

. c. ItRaumzahl " 

Zust~d der gegenwärtigen Unterbringung Raumzahl: 

1) Personen ohne Wohnraum. Dazu zählen solche Personen, ' 
die .A..nspruch auf t:ohnraum haben, sich selbst behelfs­
mäßig, aber unzureichend untergebracht haben. Eine 
solche Unterbringung liegt vor, wenn keihe Koch-

stelle ·- 4 -
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st~lle, keine Gemeinschaftsverpflegung, keine Lüf­
tung und keine ,V'interfestigkeit gegeben sind 

Raumzahl: 

2) ersonen, die nach JBrUf'ung durch das ;;7ohnungsamt in 
einem die Gesundheit erheblich schädigenden oder 
die i ttlichkei t gefährdenden. ".'Iohnx um wohnen 

3) Personen, die in Mangelberufen tätig sind, außer­
halb Kiels wohnen und ihre Arbeitsstätte in Ki el nur 

9 

7 

mit erheblichen körperlichen Anstrengungen und großem 
Zeitverlust erreichen können . 6 

4) Familien, die getrennt leben, weil eine .gemeinsame Un­
terbringung bisher nicht möglich war und wenn ein dringen­
des Bedürf nis aus wirtschaftlichen Gründen vorliegt, 
die Familie :vieder zusammenzufUh.ren 5 

5) Sonstige Personen I 

'D. "Vergabe außer der ' eihe" 

ine Vergabe außer der Reihe , d.h. ohne Berücksichtigung der 
allgemein,den Vlohnungsbewerber, erfolgt nur in folgenden 
Fällen: 

I) Bei Zuweisung 1m Personen, ' die mit Rückeicht auf ihre ~ätigkei t 
(ein Dienst- oder Arbei tsverhäl tn1s, welches für das \ irtschafts­
lesen oder den ~iiederaufbau Kiels von besonderer Bedeutung ist) 
bevorzugt ~Ultergebracht werden müssen . 

2) Bei Zuweisung an ertragsinhaber, die Anspruch auf ihren früheren 
.ohnraum haben, ?Enn di,eser frei ist, z. B. Rückkehr aus der KriegE. ... 
gefangenschaft . . 

5) Bei Zuweisung an Hauseigentümer und s onstige Bewerber, so veit 
die Voraussetzungen der Rundschreiben "Ir. 8/48 bzw. 11/ 48 des 
Landeswohnungs amtes vorliegen (Rundschreiben 8/48 betr. Berück­
sichtigung der Hauseigentümer, die in ihr eigenes Haus einzie­
hen wollen und Rundschreiben 11/:48 betr. ll"' örderun~ der .; oh­
nungswirtschaft durch Er s tellung neuen './ohnruumes). 

4) Bei ZD~eisung an einen Berechtigten aufgrund des Vorschlags­
rechts f~ zweckgebundenen oder zweckbestimmten 'ohnraum (z. B. 
Genossenschafts-, Hauswarts- , Dienst- und ierkswohnungen) . Lie­
gen mehrere Bewerber vor, so erfolgt die uswahl unter den Be-
werbern nach der Schlüss~lzahl. • 

5) Bei not~endiger Umquartierune in folgenden Fällen: 
a) Au:fgrund insturzgefahr, wenn durch Baupolizei sofortige 

Räumung angeordnet. . 
b
c

) ufgrund eines Befehls der ~ilitärregierung (Requisition) 
) Bei Vorliegen eines vollstreckbaren äumungsurteils (hier ist 

jedoch individuelle Anwendung erfor~~rlich). 
d) Aufgrund einer Verfügun des zuständigen ~inisteriums (Landes~ 

regier~ chleswi c- Holstein - inisteriura 1'ü.r Umsiedlung und 
Aufbau) • 

e) Aufgrund des KQntrollratsgesetzes Nr. 18 Art. Vlb oder auf'grund 
eines Entscheides der Entnazifizieruhgsbehörde, wenn dadurch 
.iohnraum freigemacht wird . 

Genehmigt vom Haupt aus schuß für ,Johnungsfragen in der i tzung 
vom 3. ·ebruar ;1..949. 

Stadtrat H art a n n i s t der Ansicht, daß asoziale 1ieter, die 
keine Hausgemeinschaft halten können und nach einem Räumung~teil 
eine '\:ohnung räumen müssen , von der Allgemeinheit gesondert unter~ 

genr acht 
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gebracht werden müssen • 

.:3tadtrat S art 0 r i erklä rt , dass es schwierig peinwird, geson­
derten .:obnraum bereitzustellen. Es sind jed.och schon l:.ilaßnahmen ein­
geleitet worden mit dem Ziel, asoziale Mieter geso;ndert unterzubrin­
gen . 

tadtrat S c hat zerklärt, daß das \,7ohnungsamt schon seit Jahren 
um diese Angelegenheit bemüht ist . Daß' roblem kann jedoch nur da­
durch gelöst werden, daß neuer ':. ohnraum geschaffen wird . 

3tadtra~ S art 0 r i ist der Ansicht, daß v ersucht werden muß , 
die 'lüchtling slager aufzulockern , um zu ~rmö~lichen , daß asoziale 
",-ieter in 'Baracken untergebracht werden können • 

.:itadtrat Kowalews_ky vertritt die Auffassul1 ' , daß dies nicht möglich 
ist , weil noch st t.:.nd iß Flüchtlinge na ch '\..iel zuziehen . Z. Zt . sind 
noch ::5 0 Bö5 .1:' lüchtling e in Lagern untergebr acht. 'precher i s t der 
.~sicht, dB~ ~lüchtli~e , die seit 1 ~45 in Lagern wohnen , bevorzug t 
in \/ olm ungen eingewiesen werden müssen. Na ch Ciel neu zuziehende 
~'lüchtlinge m"ßten in den dadurch in den Lagern frei werdenden .:ohn­
räumen untergebracht -.verdeno 

3t adtra~ ~ ' a r tor i sieht es als schwierig an , dies zu verwirk­
lichen, weil k ine rlufenthaltsgelegenheit vorhanden ist, um die n ach 
/iel zuziehenden Flüclltlinge solange unterzubringen, bis die Umquar - I 

tierune der seit· J'ahren in Lag ern wohnenden Flüchtlinge durchgeführt 
ist . 

latsherr L a n g b e h n ist der Ansicht, daß es nur sehr schwer 
m9glich sein wird, festzustel len, wer als 8,sozialer Mi eter bezeich­
net N,erden kann . 

o b erb ü r ger m eis t e r erklä rt, daß hicht jede r ~i eter 
asozial ist, der nach einem Räumungsurteii eine '[ohnung räumen muß o 
Trotz a ller, guten orsä tze h aben sich die ohnverhä ltnisse-ver­
schie chtert, weil mehr ersonen nach Kiel zuziehen als in neu ge­
schaffenen ":;ohnra um eingevviesen werden können . Es muß eine r.löglich­
kei t gescha:U'en werden, ' um die Flüchtlinge , die schon seit Jahren 
in Lagern wohnen, bevorzugt in ,' ohnungen einzuweisen . 

Bes chluß: ~ch Jilltrag . Der Ha uptausschuß für Sozialverwal tung und 
der I auptausschuß für " .. ohnungsfragen sol~en prüfen , ob es 
möglich ist, die Flüchtlinge, die schon seit Jahren im 
Lager woh.üen , bevorzug t in ohnungen unterzubringen und die 
Flüchtlinge , d ie n a ch - iel ne u z uziehen, ,in den dadurch 
im Lager frei werdenden colmraum unterzubringen . 

3 . Betrifft: Festsetzung des Einheitssatzes für Kanalbeiträge. - Drs.137 
Berichte.rstat ter: Stadtrat lTUstenberg . ' 
Antrag: Vorbehaltlich der Genehmigun " der- Preisbildunesstelle v,'ird 

der Einneitssatz für eiträg e zu den osten der Straßen­
entwasserung emäß '; Cj des OrtsstatutE betrelfend die An­
legung von .::ltraßen und l a tzen in der Stadt " iel für die 

echnungsjahre 1349 - 1 953 auf 45,- 1';" je ~rol1tmeter und 
einen Zuschlag von 33V 3 fo ~Qr die losten der Vorflutbe­
schaffung , insgesamt also auf 60,- DH je lfm ront fest­
gesetzto 

Beschluß: Nach Antrag o 

- 6 -
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4. e-crifft: Ladenv erknu1'szei ten . - Drs . 1.51 -
Berichterstatter: Stadtrat Schubert. 
Antrag : I. Zust immung zu den nachs-cehend aufge1lihrten Ladenverkaufs­

zeiten; 
Alle Ladenge schäfte sind monags bis 
fre itags von 8 - 1 8 Uhr 
sonnabends von 8 - 14 " 

o::fenzuhalten .. 
Ausnahmen: 
'eschäfte , die ~eb~nsmittel aller Art Iühren und Lebens­

mi t t .elabteilungen der -.:arenhäuser haben bdls auf weiteres 
Donnerstag ab 14 hr zu schließen o 

~ i seure haben sonn ' bends von 8 16 Uhr 
Apothe en n sonnabends 11 8 - 13 Uhr 
ihr~ G~ schäfte offen zu halteno 

, 
11 • .c.rteilung eiper G-enehmigung für den Hauptausschuß für 

Ordnungsangele . 2nheiten, den Schlachtern u o ~Loßschlachtern 
bis auf weiteres jederz~it wi derruflich an bestimmten 
rlab en die Schließung i hre r Geschäfte zu ge statteno 

111. brteilung einer Genebmigung 1'" den auptausschuß i':i.r 
rdnungsangelegGnh~ i ten ':~bänderungen d -r Ladenverk::..ufs ­

zeiten aus besonderen Anl assen z . B. Ki ler -:oclle, an 
'onnta en vor ,;e i hnachten us J . von beschränkter .. auer 

vo r nehmen zu dürfen . 

~t a trat d c hub e r t erläutert die Vorl~e und erkl~rt, daß 
der ~inze lh~ndel sverb nd .gebeten hat , den freien Donnerstag- Nach-
ittag zu belas s en, weil ie eschüftsinhc..b r in die ser Zeit l:ar­

k en au kleben mUßten. prec'her briIlbt einen Antrag der CD - .!!'raktion 
ein, nach dem es den Inhabern von - eb nsmi ttelgeschäften freige­
s tellt ist , ihren Laden Donnerstag- Lcbmittag zu s chließ eno 
Stadtrat L 1.1 t h j e ist der Ansicht , daß den Lebensmittelge­
schäf'ten keine Ausnahmen gegenüber anderen Geschäften zugestanden 
werden ~dnnen und empf iehlt, sich der Hamburger Regelung anzuglei­
chen, die vorsieht, daß alle Geschifte von 19 bis 7 Uhr geschlo ssen 
sein müssen . Den G-eschäft sinhabern bleibt es überlassen, wann sie 
in der übrigen Zeit ihre Läden geöffnet haben . 
In der weiteren ussprache wird sowohl fUr als au ch gegen den freien 
onnerst ag- -achmittag gesprochen o 
berbürgermeister erklärt, daß zwei wichtige Grundsä tze bei der 

-' estsetzun~ der Ladenverkaufsze i t en beachtet werden müssen: 
a) e s mUßte die Zeit bestimmt werden , in der alle Geschäfte zu 

schließen hab en, 
b7 es müßte die Arbei tszei t t'es t selegt werden , über die hinaus 

kein Personal beschäftigt werden darf . 
~precher verliest dana ch einen ' ntrag der ~ atsherren ~tade und 
~li1lumeit, nach dem Friseure von 8 - 16 Uhr geöffnet hab en soll en 
und Donnerstag-und Sonnabend alle Geschäfte ab 1 4 Uhr s chließen. 
~,r Antrag wird g egen 4 0timmen bei 5 ~timmenthaltungen abgelehnt . 
Danach ' wi rd über den von der CDU- .l:!'r aktion eingebrachten ,Antrag ab­
gestimmt, nach dem es den Lebens it '!:; elgesch~ften freige stellt werdet). 
;3.01l.., ob sie Donnerstag- ac.nmit t ag schließen wollen. 
+) OberbürtiCTWeister verliest ferner ein ~chreiben der Kreishandwer' 
kersc ... l::.ft bE::tr . LaJencf fnung szei ten und ein uchreiben eines Lieler 
bürcers . _ 7 .. 
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,Der Antrag wird mit 20 gegen 20 Stimmen abge l ehnt. molH4i Me 2. 3t:t1b­
,.mfj el:ee O"be!!fJMgellMeis1isr. liiV'iigldJ ~ggQ~end 1~ 

Beschluß: Dem All~~ag wird gegen Z St~en bei 2 Stimm~nenthaltungen 
zugesti.lnllit. 

50 Betrifft: Wahl von Aufsichtsratmitgliedern lü.r die Ki eler eefisch­
markt - Gom. -0 "Ho 

Berichterstatter: Oberb'Ürgermeist"er Gay k " 
Antrag : Zustimmung zur Neuwahl der vorgeschlagenen Aufsichtsrat­

mitglieder. 
Qusgeschieden: JHerr Stadtrat Adolf Nickelsen, CDU 

Kiel, Goethestraße 25 . 
J Herr Stadtrat Hans Schwartz, 
'" Kie1-Wik, lohenrade 22 

Beschluß : Bei 3 Stimmenthaltungen werden gewählt: 
" "Stadtrat ;Hermann Lüthje, CDU 

JRatsherr Heinz Llidemann, SPD . 

60 Betrif ft: ',"ahl von 3 I"itgliedern und 3 Stellvertretern f ür den 
Beratungsausschuß beim Arbei tsamt Kiel. 

Berichterstatter: OberbUrgermeister Ga y k 
. An trag: ~uptimmung zur ~lahl der vorgeschlagenen Mitglieder .. 

SPD 

ausgeschieden: Mitglieder ! 

1.,.1 ri tz Book, ~ atsherr , Kiel, Jeßstraße 22 · 
2. vRobert Schwelm, Ratsherr, Kiel,~ilhelms­

havener Str. 6 

"~ 

"3. J Dr" Heinrich Dabelstein, Referent, Kiel, 
Langenbekstraße 9 

Stellvertreter 
1.J Otto Jabn, Kiel, aestring 
2. ~ Hermann Lüthje, Kaufmann , . - iel,Bartels­

allee 3 
3." Horst Gab±iel, Referent, Kiel, lfrangelstro4 

~eschluJ: Die ~ bisherigen ;itglieder werden wi edergewählt. 

7. Betrifft: Neuwahl eines Vorstandsmitgliedes für den Sparkassen­
Vorstand der Kieler ~par- und Leihkasse . 

BericAterstatter: Oberbürgermeister Gay k. 
Antrag: Zustimmung zur Neuwahl des vorgeschlagenen Sparkassen­

vorstandsmitgliedes. 
v ausgeschieden: Ratksherr ~ alter Breitenstein, CDU 

Kiel, Rathausplatz 2 

~ 

Beschluß: Es wird gewählt: ~Rathherr Robert Schweim CDU 

- 8 -
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80 Betrif:Ct: Neube setzung von Ausschüssen 
Berichterstatter: Oberbürgermeister Gay ko 

. Antrag': Ziistimmung zur 7ahl der vorgeschlagenen Mitglieder. -
~~~~~~~f!~!~!~~~=g~~E1e~~~S~~_! 
Vertreter: 

~~~~~~!f!~~~~~~:~~~E~~~~~S~~@_!! 
1. Vertreter 

~~~~~~~f!~!~~~~:g~~E1~~~~2~~@~!f 
2. ertreter 

Es werden gewählt: 
in den Entnazifizierungs-Hatiptausschuß I 

jJoachim Schäfer , Grimmstr. 9 CDU 

in den Entnazifizierungs-Hauptausschuß 11 
1Kurt Pörschke , Karlstal 34, DGB 
JEdgar Kadke, Knievsberg 4 

9. Betri~ft: Einrichtung eines Wochenmarktes in Elmschenhageno 
Berichterstatter: Stadtrat Schubert 
Antrag: Zustimmung zur Einrichtung und Abhaltung eines Vochen­

marktes in Kiel-Elmschenhagen an 2 Tagen in der Woche. 

Beschluß: Nach Antrag. 

/ 0\ 
L_~~ _ _ ... 

~ürgermeister eister 

r 

• I 
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S t a d t K i e 1 
- Hauptamt -

A 2 - In/HS 

. Kiel, den 25. März 1949 
• 

Auszüge aus (ler Uiederscllrift über die Sitzung der stadtvertretung 
vom 17. 3. 1949 erhalten: 

Von Punkt 1.) fer Tagesordnung: a) Hauptamt zur Kenntnis und wei te­
ren Veranlassung 

It n 
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b) Wohnungs amt zur Kenntnis und 
weiteren Ve r anlassung 

a) Tiefbauamt zur Kennt ni fr und . 
wei teren Vernalassung . 

b
a

) Kämmereiverwaltung zur Kenntnis 
) Ordnungsdfenst zur Kenntnis 

und weiteren Veranlassung 
ab) Ratsamt zur Kenntni s 

) Haupt amt zur Kenntnis und wei-
teren Veranlassung 

b
a) Ratsamt zur Kenntnis 

) Hauptamt zur Kenntnis und wei­
teren Ve r anlassung 

b
a) Ratsamt zur Kenntnis 

) Kieler Spar- und ' Lei~~asse 
zur Kenntnis 

c) HauptdIllt zur Kenntnis und wei-
teren Veranlassung 

b
al Ratsamt zur Kenntnis 

) Hauptamt zur Kenntnis und wei­
teren Veranlassung 

a) Vollzugsdienst zhr Ke:rmtnis und 
weiteren Veranlassungo 

2. . ) z . d •• 






